














VIII	 A U S  D E R  L A N D TA G S F R A K T I O N � 1/2020 vorwärts

Baden-Württemberg steht vor ent-
scheidenden Jahren: Eine Kon-
junktureintrübung zeichnet sich 

ab, der Umwelt- und Klimaschutz for-
dert uns ebenso heraus wie die Trans-
formation der Wirtschaft und die 
Digitalisierung. Offenkundig ist die 
Notwendigkeit eines Wandels unserer 
Mobilität sowie zunehmender Woh-
nungsmangel.

Bei all diesen Herausforderungen darf 
der Staat nicht wie ein teilnahmslo-
ser Zuschauer auftreten. Gefragt ist 
eine tatkräftige öffentliche Hand, die 
dafür Sorge trägt, dass Missstände be-
seitigt werden und der nötige Wan-
del sozial verträglich und im Sinne der 
Allgemeinheit gestaltet wird. Baden-
Württemberg braucht einen aktiv ge-
staltenden Staat.

Der grün-schwarzen Landesregierung 
stehen dafür Rekordsummen zur Ver-
fügung, doch anstatt das von den Men-
schen erwirtschaftete Geld im nötigen 
Umfang in die Zukunftsfähigkeit und 
den Wandel zu investieren, sieht der 
Doppelhaushalt 2020/2021 eine weite-
re Erhöhung der ohnehin schon rekord-
verdächtigen Rücklagen vor. 

Die SPD hält diese Sparmentalität ge-
rade vor dem Hintergrund der Her-
ausforderungen in der Wirtschaft für 
grundfalsch: Die Regierung müsste an-
tizyklisch agieren und Geld in die Hand 
nehmen, um das Land optimal für den 
anstehenden Wandel aufzustellen.

DER HANDELNDE STAAT – 
TRANSFORMATION  
DER WIRTSCHAFT
Baden-Württemberg wird die vol-
le Breitseite der Transformation in der 
Wirtschaft treffen. Zur Digitalisierung 
kommt der gewaltige Wandel in der 
Automobilindustrie hinzu, die Baden-
Württembergs Wirtschaft entscheidend 
prägt. Die SPD setzt sich dafür ein, dass 
der Staat diese gewaltigen Aufgaben 
nicht allein der Wirtschaft überlässt, 
sondern in völlig anderen Dimensionen 
handelt als bisher.

Ganz offenbar sind viele Autohersteller 
vollkommen damit ausgelastet, Rück-
stände im Bereich der E-Mobilität aufzu-
holen. Weitere alternative Antriebsarten 
(Wasserstoff, synthetische Kraftstof-
fe) können nicht im notwendigen Maß 
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von der freien Wirt-
schaft und den Autokon-
zernen erforscht werden. 
Hier sind staatliche For-
schungsprojekte und der 
Transfer zwischen Wis-
senschaft, Hochschu-
len und Wirtschaft noch 
stärker zu fördern. Nötig 
sind auch Programme zur 
Gestaltung der Konversi-
on im Bereich der Zulie-
ferindustrie, die bei der 
Erschließung neuer Ge-
schäftsfelder helfen.

Digitalisierung und neue 
Mobilität werden bishe-
rige Arbeitsplätze ver-
nichten, aber auch neue 
Arbeitsplätze schaffen. 
Umschulungen und Wei-
terbildungen können 
nicht nur freiwillige Leis-
tungen mancher großen 
Konzerne sein, sondern 
müssen auch für die Be-
schäftigten kleiner Be-
triebe Routine werden. 
Mit einem umfangreich 

ausgestatteten Weiterbildungsfonds soll 
das Land in seine Menschen investieren, 
auch kleine und mittlere Unternehmen 
unterstützen und dazu beitragen, dass 
Beschäftigung gesichert wird.

MOBILFUNK UND INTERNET 
ALS DASEINSVORSORGE

Digitalisierung bedarf schließlich auch 
der nötigen Infrastruktur. Auch hier 
muss der Staat in gänzlich anderen Maß-
stäben eingreifen als bislang. Es zeigt 
sich überdeutlich, dass der Markt und die 
freie Wirtschaft keinen flächendecken-
den Ausbau von Breitband-Internet oder 
Mobilfunk ermöglichen können. Baden-
Württemberg bleibt auch 2020 ein Land 
der Funklöcher. Gefragt ist ein staatli-
cher Masterplan zum Lückenschluss und 
eine Änderung bisheriger Fördermodelle. 
Statt die Telekommunikationsunterneh-
men über eine Beihilfe zu fördern, soll-
ten wir Mobilfunk und Internet endlich 
ganz konsequent als Daseinsvorsorge be-
greifen und staatliche oder kommunale 
Netze aufbauen.

FÜR EINEN  
MOBILITÄTSWANDEL

Angesichts der Tatsache, dass die klima-
schädlichen CO2-Emissionen durch den 
Verkehr trotz neuer Technologien immer 
noch stetig steigen, ist es unverzichtbar, 
mehr Menschen zu einem Umstieg auf 
öffentliche Verkehrsmittel zu bewegen. 
Das Ziel muss eine Verdoppelung der 
Fahrgastzahlen im ÖPNV bis 2030 sein. 
Hierzu müssen die Infrastruktur und die 
Leistungen im ÖPNV massiv ausgebaut, 
die Fahrpläne optimiert, die Tarifgefü-
ge vereinfacht und die Preise insgesamt 
gesenkt werden. Um leistungsfähige-
re Einheiten zu schaffen, muss die Zahl 
der Verkehrsverbünde von 22 auf vier bis 
maximal sechs reduziert werden.
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